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Preußiſche Gefekfammlung 


Jahrgang 1921 Nr. 54. 


(Nr. 12192.) Geſetz über den Staatsvertrag, betreffend den Übergang der Waſſerſtraßen von den Ländern 
auf das Reich. Vom 26. September 1921. 


Der Landtag hat folgendes Geſetz beſchloſſen: 


§ 1. 
Der nachfolgende Staatsvertrag über den Übergang der Waſſerſtraßen von den Ländern auf 
das Reich wird genehmigt und tritt mit Wirkung vom 1. April 1921 in Kraft. 


82, | 
Die gemäß $ 6 des Staatsvertrages vom Reiche zu zahlende Abfindung wird nach Abzug ber 
bei dem Vertragsabſchluſſe gemachten Aufwendungen zur beſonderen Fürſorge für die ſtaatlichen 
Häfen zurückgeſtellt. Die Verwendung der Mittel beſtimmt der Staatshaushalt. 


83 
Das Staatsminiſterium wird ermächtigt, wegen Ausführung ſchwebender Waſſerſtraßenpläne 
mit der Reichsregierung Verträge vorbehaltlich der geſetzlichen Bereitſtellung der erforderlichen 
Geldmittel abzuſchließen. > > 
8 4. f 
Die preußiſchen Behörden ſind verpflichtet, dem Rechnungshofe des Deutſchen Reichs zum 
Zwecke der Prüfung der Rechnungen über die Verwaltung der auf das Reich übergegangenen 
preußiſchen Waſſerſtraßen jede Auskunft zu erteilen und alle Anterlagen vorzulegen ſowie für die 
Erledigung der Erinnerungen des Rechnungshofs Sorge zu tragen. Die Art und Durchführung 
der Rechnungsprüfung bleibt der Vereinbarung zwiſchen dem Reiche und Preußen vorbehalten. 


Das vorſtehende Geſetz wird hiermit verkündet, nachdem der Staatsrat von feinem ver⸗ 
faſſungsmäßigen Rechte des Einſpruchs keinen Gebrauch gemacht hat. 


Berlin, den 26. September 1921. 


ee) Das Preußiſche Staatsminiſterium. 
Stegerwald. Fiſchbeck. am Zehnhoff. Becker. Dominicus. Warmbold. Saemiſch. 


Geſeßſammlung 1921. (Nr. 12192.) 


Ausgegeben zu Berlin den 14. November 1921. x 


1 
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Staatsvertrag, 


betreffend den Abergang der Waſſerſtraßen von den Ländern auf das Reich. 
Vom 31. März / 6. September 1921. 


Die Reichsregierung und die Regierungen der Länder Preußen, Bayern, Sachſen, Württemberg, Baden, 
Heſſen, Hamburg, Mecklenburg⸗Schwerin, Braunſchweig, Oldenburg, Anhalt, Bremen, Lippe, Lübeck und 
Mecklenburg⸗Strelitz ſchließen unter Vorbehalt der Zuſtimmung der geſetzgebenden Körperſchaften den nach⸗ 
ſtehenden Vertrag: 

& 


J. Gegenstand des Vertrags. 


8 1. 

1. Am 1. April 1921 gehen auf das Reich über: 

a) die in dem anliegenden, einen Beſtandteil des Vertrags bildenden Verzeichnis — Anlage A — 
aufgeführten Binnenwaſſerſtraßen ſowie die Seewaſſerſtraßen der Länder; 85 

b) die zur Erhaltung des Fahrwaſſers dienenden Anlagen der Länder an den Seeküſten und auf 
den Meeresinſeln ; 5 

e) die Seezeichen der Länder und das Lotſenweſen, mit Ausnahme des Hafenlotſenweſens. 

Der Übergang erfolgt mit allen Beſtandteilen und allem für die Verwaltung erforderlichen Zubehör, 
insheſondere an Grundſtücken, Dienſtgebäuden, Bauhöfen, Werften, Schiffen, Baggern und ſonſtigen Bau⸗ 
geräten, ferner mit den an den künſtlichen Waſſerſtraßen vorhandenen ſtaatlichen Brücken und Fähren, die 
durch die Herſtellung der Waſſerſtraße notwendig geworden find. Schutz- und Sicherheitshäſen find in den 
Übergang auf das Neich einbegriffen. Brücken und Fähren an den natürlichen Waſſerſtraßen ſowie Jagd⸗ 
berechtigungen und das Fährregal find von dem Übergang auf das Reich ausgefchloffen. 

2. Das Reich übernimmt gemäß Artikel 97 der Reichsverfaſſung die im Abf. 1 bezeichneten Gegenftände 
mit allen Rechten und Pflichten in ſein Eigentum und ſeine Verwaltung. Soweit auf das Reich übergehende 
Gegenſtände im Eigentume Dritter ſtehen, find dieſe für die Entziehung des Eigentums nach den landesrecht⸗ 
lichen Enteignungsvorſchriften vom Reiche zu entſchädigen. 

3. Über die nach den Vereinbarungen unter Abs. 1 und 2 auf das Reich als Beſtandteile und Zubehör 


der Waſſerſtraßen übergehenden Gegenſtände wird jedes Land Verzeichniſſe aufſtellen, welche der Anerkennung 
des Reichs bedürfen. 


§ 2. 
Das dem Reiche zuſtehende Eigentum unterliegt folgenden Einſchränkungen: 

a) An den Haffen, Seen und ſeeartigen Erweiterungen von Waſſerſtraßen verbleiben den 
Ländern alle Nutzungen, ſoweit deren Ausübung nicht der Erfüllung der dem Reiche an den 
Waſſerſtraßen obliegenden Aufgaben und der Fürſorge für einen guten Uferſchutz widerſtreitet. 

Ohne dieſe Einſchränkungen verbleibt den Ländern das Recht der Rohr-, Schilf⸗ und Weiden⸗ 
nutzung an den bezeichneten Gewäſſern. Zu den Nutzungen im Siune dieſer Vorſchrift gehört 
auch das Recht der Landgewinnung und der Waſſerentnahme. 
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p) Die ſtaatlichen Fiſchereien an den natürlichen Waſſerſtraßen verbleiben den Ländern, das gleiche 
gilt auch für die kanaliſierten Strecken natürlicher Waſſerſtraßen. An den künſtlichen Waſſer⸗ 
ſtraßen gehen ſie auf das Reich über. 

e) Soweit die auf Grund dieſes Vertrags auf das Neich übergehenden Gegenſtände im Eigentume 
Dritter ſtehen, behalten dieſe die ihnen zuſtehenden Nutzungen. Das Reich iſt berechtigt, die 
Nutzungen gegen Entſchädigung in Anſpruch zu nehmen. Umfang und Verfahren der Entſchädigung 
richten ſich nach den landesrechtlichen Enteignungsvorſchriften. 


8 3. 

1. Die Waſſerkräfte, die aus den an das Reich übergehenden Waſſerſtraßen zu gewinnen ſind, fallen 
ihm zu. Jedoch verbleiben die von den Ländern bereits erbauten oder im Bau begriffenen Kraftwerke im 
Eigentume der Länder. Das Reich verzichtet auf eine Vergütung für die Uberlaſſung der in dieſen Werken 
ausgenutzten Waſſerkräfte im Rahmen des bisherigen Waſſerverbrauchs. 

2. Erworbene Rechte Dritter an Waſſerkräften bleiben unberührt die Waſſerzinſe und ſonſtigen Ab⸗ 
gaben fließen dem Reiche zu. Fällt ein Kraftwerk nach Ablauf der behördlichen Erlaubnis an das Land, ſo 
hat es hierbei ſein Bewenden. Das Land verfügt ſodann über die Anlage und die daraus zu gewinnenden 
Einnahmen mit der Maßgabe, daß die für die weitere Uberlaſſung der Waſſerkräfte zu zahlende Vergütung 
zwiſchen Reich und Land neu vereinbart wird. 


8 4. 

1. Grundſtücke der Länder, die bisher ausſchließlich für die Verwaltung der auf das Neich übergehen⸗ 
den Waſſerſtraßen oder anderer auf Grund dieſes Vertrags auf das Reich übergehenden Verkehrseinrichtungen 
benutzt worden ſind, gehen in das Eigentum des Reichs über, ſoweit ſie für Waſſerſtraßenzwecke erforderlich 
ſind, gleichviel, ob und unter welcher Bezeichnung die Länder als Eigentümer im Grundbuch eingetragen 
find. Das gleiche gilt von allen der Waſſerſtraßenverwaltung eines Landes zuſtehenden Rechten an Grund⸗ 
ſtücken, auch wenn ſie durch Rechtsgeſchäft nicht übertragbar ſind. 

2. Das Eigentum und die Rechte an den Grundſtücken gehen kraft Geſetzes auf das Reich über. Die 
Berichtigung der Grundbücher erfolgt auf Grund eines gemeinſchaftlichen Erſuchens der zuſtändigen Stellen 
des Reichs und der Länder. Die zuständigen Stellen werden durch das Reichsverkehrsminiſterium und durch 
die von, den Ländern bezeichneten, mit der Abwicklung der bisherigen Waſſerſtraßenverwaltungen beauftragten 
Stellen beſtimmt. 

3. Steuern, Gebühren, Koſten und Auslagen dürfen aus Anlaß des Eigentumswechſels weder vom 
Reiche, noch von den Ländern, noch von anderen Steuerberechtigten in den Ländern erhoben werden. 

4. Grundſtücke der Länder, die bisher nicht ausſchließlich für die Verwaltung der auf das Reich über⸗ 
gehenden Waſſerſtraßen oder anderer auf Grund dieſes Vertrags auf das Reich übergehenden Verkehrs- 
einrichtungen benutzt worden ſind, iſt das Neich berechtigt, in der bisherigen Art und in dem bisherigen 
Umfange bis zum 31. März 1931 gegen eine angemeſſene jährliche Entſchädigung weiterzubenutzen. Vom 
1. April 1930 an find die Länder berechtigt, dem Reiche die Benutzung mit einer einjährigen Friſt zu kündigen. 
Die Kündigung iſt nur für den Schluß eines Kalendervierteljahrs zuläſſig. In gleicher Weiſe kann das 
Reich auch ſchon vor dem 1. April 1930 die Benutzung ganz oder teilweiſe aufkündigen. 


8 5. 

Das Reich tritt in die öffentlich⸗rechtlichen und in die privatrechtlichen Verträge der Länder ein, ſoweit 
ſie Rechte und Pflichten für die Verwaltung der auf Grund dieſes Vertrags übergehenden Waſſerſtraßen 
g Der Eintritt des Reichs hat Rechtswirkung auch gegenüber den bisherigen Vertragsgegnern 
der Länder. f s 

89 * 
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II. Finanzielle Auseinanderſetzung. 


8 6. 

1. Als Abfindung für die Übertragung der nach den Beſtimmungen dieſes Vertrags auf das Reich 
übergehenden Gegenſtände gewährt das Reich den Ländern einen Betrag, der nach folgenden Grundſätzen 
Nac wird: 

a) Das Reich zahlt 30 vom Hundert des Anlagekapitals, das die Geſamtheit der deutſchen Länder 
für die auf Grund dieſes Vertrags auf das Reich übergehenden Gegenſtände bis 31. März 1921 
In 100 Jahren aufgewendet hat, wobei jedoch die unter Ziffer 17, 30, 61, 65, 83 und 128 

es Verzeichniſſes (Anlage A) aufgeführten Waſſerſtraßen außer Betracht zu bleiben haben. 

b) Von dieſer Summe erhalten die Hanſeſtädte vorweg denjenigen Teil des Anlagekapitals, der durch 
Anleihen aufgebracht und noch nicht getilgt iſt. 

c) Der Reſt wird nach dem hiernach verbleibenden Anlagekapital, alſo mit Einrechnung getilgter 
Anleihebeträge, auf die Länder verhältnismäßig verteilt. 

2. Das Anlagekapital wird berechnet nach dem Stande vom 1. April 1921. 

3. Die Abfindung erfolgt, ſoweit nicht eine Schuldübernahme ſtattfindet, durch Zahlung einer 4pro⸗ 
en chr Rente vom 1. April 1921 ab. Die Zahlung von Tilgungsraten bleibt der Vereinbarung zwiſchen 

em Reiche und den Ländern vorbehalten. 
§ 7. 

Die für die endgültige Abfindung maßgebenden Beträge werden gemeinſam feſtgeſtellt werden, wenn 
die Rechnungsergebniſſe für die Zeit bis zum 1. April 1921 vorliegen. Vorläufig werden fie durch gemein- 
ſame Schätzung ermittelt. 

§ 8. 
1. Die nach § 6 an die Länder zu zahlende Abfindung iſt frei von Steuern und Abgaben des Reichs. 


2. Das Reich wird aus der Übernahme der Waſſerſtraßen keinen Anlaß zur Kürzung der den Ländern 
gewährleiſteten Anteile an den Steuereinnahmen entnehmen. 


8 9. i 
Vom 1. April 1921 an fließen alle Einnahmen dem Reiche zu und werden alle Ausgaben vom Reiche 
beſtritten. Soweit jedoch in ſinngemäßer Anwendung der bisherigen Haushaltsgrundſätze des Landes Einnahmen 
und Ausgaben noch für die Zeit vor dem 1, April 1921 zu verrechnen find, hat es hierbei fein Bewenden. 


§ 10, 
Die Länder werden von den Reichswaſſerſtraßen Staatsſteuern nicht erheben. 


III. Verwaltung der Neichswaſſerſtraßen. 
§ 11. 

Die Verwaltungszuſtändigkeiten der Landeszentralbehörden hinſichtlich des Baues, der Unterhaltung, des 
Betriebs und der Verwaltung der auf Grund dieſes Vertrags übergehenden Waſſerſtraßen einſchließlich der 
Strom- und Schiffahrtspolizei und hinſichtlich der ſonſtigen auf den Verkehr bezüglichen Befugniſfe fowie 
hinſichtlich der Seezeichen und des Lotſenweſens gehen mit dem 1. April 1921 auf das Reich über. den 
übrigen erfolgt die einſtweilige Verwaltung der Reichswaſſerſtraßen durch die mittleren und unteren Behörden 
der Länder auf Koſten des Reichs und unter Leitung des Reichsverkehrsminiſteriums. 


Die Ausübung der Tarifhoheit im Sinne des Artikels 97 Abſ. 5 der Reichsverfaſſung ſteht vom 
1. April 1921 an dem Reiche zu. f 5 
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8 12. 
Bei der Ausübung der Verwaltung nach § 11 gelten folgende Beſtimmungen: 
a) Der Begriff der Strompolizei iſt im Sinne des Landesrechts zu verſtehen. 


b) Zuſtändigkeiten der Landesbehörden einſchließlich der Landeszentralſtellen, die nach Landesrecht 
dazu dienen, die verſchiedenen Intereſſen an einer Waſſerſtraße auszugleichen, verbleiben bei dieſen 
Behörden. Soweit eine Landeszentralbehörde nach Landesrecht die beſonderen Intereſſen der 
Waſſerſtraße wahrzunehmen hat, gehen deren Befugniſſe zur Wahrnehmung dieſer beſonderen 
Intereſſen der Reichswaſſerſtraßen auf das Reichsverkehrsminiſterium über. 

Die Zuſtändigkeiten des Reichsverkehrsminiſteriums werden, ſoweit die Vorausſetzungen des 
Artikels 97 Abſ. 3 der Reichsverfaſſung gegeben ſind, nur mit Zuſtimmung der Länder ausgeübt. 


c) Die Befugniſſe der Landeszentralbehörden, die dieſe in Anwendung der Gewerbeordnung im 
Waſſerpolizeiverfahren, insbeſondere hinſichtlich der Anlage von Waſſerkraftwerken, nach Landesrecht 
ausüben, verbleiben bei dieſen Behörden. 


d) Die Verfügung über die bei den Landesbehörden für die Reichswaſſerſtraßen tätigen Beamten 
verbleibt den Landesbehörden. Es wird aber die Ernennung, die Verſetzung und die Verſetzun 
in den einſtweiligen oder dauernden Ruheſtand der für das Reich ausſchließlich oder Hberioleneih 
tätigen Beamten, ſoweit dieſe der Beſoldungsgruppe AX oder einer höheren Gruppe angehören, 
nur mit Zuſtimmung des Reichsverkehrsminiſteriums verfügt werden. 


80 Für die Beſetzung der Landesbehörden gelten die Beſtimmungen des Artikels 16 der Reichs⸗ 
verfaſſung und die hierzu ergehenden Vereinbarungen. 


Der Perſonalhaushalt der mittleren und unteren Landesbehörden bedarf, fordert dieſe ai 
Reichsaufgaben befaßt find, der Zuſtimmung der Reichsregierung. Er iſt für die Beſetzung 
dieſer Behörden und die Bezahlung ihrer Beamten maßgebend. 


2 Falls der Staatsgerichtshof auf Antrag des Reichs entſcheiden ſollte, daß das Reich nach dem 
I. April 1921 zur ſelbſtändigen Neuordnung der Reichswaſſerſtraßenverwaltung auch ohne Ein⸗ 
verſtändnis der beteiligten Länder berechtigt iſt, ſo wird das Reich eine Anderung der vereinbarten 
Regelung der Waſſerſtraßenverwaltung nur nach vorausgehender Kündigung verfügen. Die 
Kündigung iſt nur mit einer Friſt von 3 Monaten und nur zum Schluſſe eines Kalender- 
viertelſahrs, früheſtens zum 30. September 1921, zuläſſig. Sie kann auch gegenüber einzelnen 
Ländern und für einzelne Stromgebiete erfolgen. 


§ 13. 

Unbeſchadet der einheitlichen Verwaltung der 9 8 erſtraßen wird das Reich die Eigenart der 
einzelnen Flußgebiete unter Beobachtung des Artikels 97 Abſ. 3 der Reichsverfaſſung berückſichtigen und auf 
eine möglichſte Dezentraliſterung der Verwaltung bedacht fein. Es wird insbeſondere auf die verkehrs⸗ und 
volkswirtſchaftlichen und politiſchen Intereſſen des Landes unter Abwägung der verſchiedenen Verhältniſſe 
bedacht ſein und bei widerſtreitenden Intereſſen zwiſchen Reich und Land oder zwiſchen mehreren u 
einen gerechten Ausgleich herbeiführen. 


9 14 


Auf Antrag der Landesregierung wird das Reich den Reichswaſſerſtraßenbehörden oder einzelnen Be⸗ 
amten gegen angemeſſene Entſchädigung Geſchäfte der Landesverwaltung auf dem Gebiete des Landeswaſſer⸗ 
ſtraßenweſens übertragen. Für die Erledigung dieſer Geſchäfte ſind die Anweiſungen der oberſten Landesbehörde 
maßgebend. 


— 


. 
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9 15. 


Die Geſetze und Verordnungen der Länder bleiben unbeſchadet der Beſtimmungen der Reichsverfaſſung 
us zu einer anderweiten reichsgeſetzlichen Regelung in Kraft. 


9 16. 


Das Reich wird die Untertunnelung der Waſſerſtraßen ſowie die Führung von Leitungen für die 
öffentliche Verſorgung mit Gas, Waſſer und Elektrizität ſowie für die Abwäſſerbeſeitigung durch die auf 
Grund dieſes Vertrags in ſein Eigentum übergehenden Grundſtücke ſowie über oder durch die Waſſerſtraßen 
geſtatten, ſoweit es die Intereſſen der Waſſerſtraßenverwaltung zulaſſen. Andere Gebühren als Anerkennungs- 
gebühren ſollen hierfür nicht erhoben werden, 5 5 705 


§ 17. 
Das Reich wird die Gebühren und Abgaben für die Benutzung der Waſſerſtraßen mit tunlichſter 
Schonung beſtehender Verhältniſſe fortbilden und den Verkehrsbedürfniſſen der Länder — namentlich auf dem 
Gebiete der Rohſtoffverſorgung — nach Möglichkeit Rechnung tragen und bei der Feſtſetzung von Schiffahrt⸗ 


abgaben auf Seewaſſerſtraßen dafür ſorgen, daß kein deutſcher Seehafen vor einem anderen bevorzugt wird 
und daß die Häfen im Wettbewerb des Weltverkehrs beſtehen können. 


8 18. 


I. Das Reich iſt verpflichtet, die von den Ländern begonnenen Bauten an den übergehenden Waffer- 
ſtraßen fortzuführen, ſoweit das Bedürfnis in unveränderter Weiſe fortbeſteht und nicht Ruͤckſichten auf die 
wirtſchaftliche Lage des Reichs entgegenſtehen. 


2. Als begonnene Bauten im Sinne dieſer Beſtimmung gelten die in der Zuſammenſtellung — Anlage B — 
enthaltenen Bauausführungen. 
§ 19, 


Das Reich wird den Bau neuer, dem allgemeinen Verkehre dienenden Waſſerſtraßen ſowie den Um- und 
Ausbau der beſtehenden Anlagen nach Maßgabe der verkehrs⸗ und wirtſchaftlichen Bedürfniſſe der Länder und 
der verfügbaren Mittel ausführen. 

5 8 20. 

Das Reich wird bei der Vergebung von Lieferungen und Arbeiten für die Reichswaſſerſtraßen die Unter⸗ 
nehmer im geſamten Reichsgebiete nach gleichen Grundſätzen berückſichtigen und, ſoweit es hiermit vereinbar 
iſt, dafür Sorge tragen, daß Induſtrie, Handwerk und Handel in der gleichen Weiſe, wie es bisher die 
Verwaltungen der Länder getan haben, herangezogen und in ihrer Entwicklung gefördert werden. 


IV. Perſonal des Reichsverkehrsminiſteriums. 


9 21. 


Für die aus Anlaß dieſes Vertrags in das Reichsverkehrsminiſterium übertretenden Beamten der Länder 
gelten die Beſtimmungen der §§ 22 bis 27. f 


SEO; 


1. Die Beamten werden mit ihrem Übertritt in den Reichsdienſt Reichsbeamte. 
2. Die Beamten find, berechtigt, während der Dauer dieſes Vertrags, längſtens jedoch bis zum 30, Sep⸗ 
tember 1921, ſchriftlich oder zu Protokoll ihren Rücktritt in den Landesdienſt zu erklären. 

3. Der Rücktritt wird mit dem Tage der Erklärung wirkſam. 
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4. Die Länder verpflichten ſich, dieſe Beamten gegen Erſtattung ihres Dienſteinkommens durch das 
Reich fo lange auf ihren Dienſtpoſten zu belaſſen, bis fie nach der Entſcheidung der Reichswaſſerſtraßen⸗ 
verwaltung abkömmlich find. Soll ein Beamter länger als 6 Monate gegen ſeinen Willen auf feinem Dienſt⸗ 
poſten belaſſen werden, ſo entſcheidet auf ſeinen Antrag ein Schiedsgericht über ſeine Abkömmlichkeit. Das 
Schiedsgericht beſteht aus einem vom Reichsverkehrsminiſterium ernannten Mitglied, einem Angehörigen der 
Organiſation, die der Beamte bezeichnet, und aus einem von dieſen zu wählenden Obmann. Einigen ſich die 
Schiedsrichter nicht über den Obmann, fo wird dieſer von dem Präfidenten des für den Dienſtort des Be⸗ 
amten zuſtändigen Landgerichts ernannt. 


9 23. 

1. Die Dienſtbezüge der Beamten richten ſich nach den Reichsſätzen. 

2. An regelmäßigem Dienſteinkommen gewährleiſtet das Reich jedem Beamten den Betrag, den er 
bezogen haben würde, wenn er in ſeiner Stelle im Landesdienſte verblieben und in dieſem nach Maßgabe 
der am 31. März 1921 geltenden Beſoldungsgrundſätze in ſeinen Dienſtbezügen aufgerückt wäre. Beſoldungs⸗ 
änderungen, die nach dem 30. Juni 1920 vorgenommen worden ſind und über die am 1. April 1921 gültige 
Reichsbeſoldungsordnung hinausgehen, bleiben hierbei jedoch unberückſichtigt) das gleiche gilt von Höher⸗ 
ſtufungen einzelner Beamten und Beamtenklaſſen. Erreichen die Dienſtbezüge im Reichsdienſte die nach Vor⸗ 
ſtehendem zu berückſichtigenden Landesſätze nicht, ſo iſt der Unterſchied als perſönliche Zulage zu gewähren. 
Dieſe Zulage iſt inſoweit für ruhegehaltsfaͤhig zu erklären, als zur Erreichung des nach Landesgrundſätzen 
ruhegehaltsfähigen Betrags erforderlich iſt. 


8 24. 

Das Reich nn: den in den Reichsdienſt übertretenden Beamten als Wartegeld, Ruhegehalt 
ſowie Witwen- und Waiſengeld mindeſtens die Geſamtbezüge, welche nach den am 31. März 1921 geltenden 
Beſtimmungen und Beſoldungsſätzen der Länder zu gewähren wären, wenn der Beamte am Tage der Verſetzung 
in den Ruheſtand oder des Todes noch im Landesdienſte geſtanden hätte. Hierbei werden jedoch die nach dem 
30. Juni 1920 von den Ländern erlaſſenen allgemeinen Beſoldungsgrundſätze oder Anderungen der Beſtimmungen 
über die Ruhegehalts⸗ und Hinterbliebenenbezüge nicht berückſichtigt, ſoweit fie über die am 1. April 1921 
gültigen, vom Reiche erlaſſenen entſprechenden Beſtimmungen hinausgehen. 


8 25. 

1. Die Vorſchriften der SI 23, 24 gelten vorbehaltlich der Auswirkungen des Geſetzes zur Sicherung 
einer einheitlichen Regelung der Beamtenbeſoldung vom 21. Dezember 1920 (Reichs⸗Geſetzbl. S. 2117). 

2. Mit Rückſicht darauf, daß die Bayeriſche Regierung die Gültigkeit des vorbezeichneten Geſetzes beſtreitet 
und ſich die Herbeiführung einer Entſcheidung des Staatsgerichtshofs hierüber vorbehalten hat, gelten die 
Beſtimmungen des § 23 Abſ. 2 =, 2, $ 24 Satz 2, § 25 Abſ. 1 und § 26 Abſ. 1 Satz 2 nicht, wenn das 
Geſetz für rechtsungültig erklärt wird. 


§ 26. 

1. Das Reich gewährleiſtet den Beamten und den Beamtenanwärtern die in den Ländern erworbenen 
Anſtellungs⸗ und Beförderungsausſichten ſo weit, als es ſich um die bei regelmäßiger Geſtaltung der bisherigen 
Laufbahn nach dem bisherigen organiſatoriſchen Aufbau des Beamtenkörpers erreichbaren Eingangs⸗ und 
Beförderungsſtellen handelt. Die Vorſchrift des § 23 Abſ. 2 Satz 2 findet ſinngemäße Anwendung. 

2. Als regelmäßig erreichbare Beförderungsſtellen ſind nur ſolche anzuſehen, die mindeſtens die Hälfte 
der Beamten der Vorſtelle erreicht hat. 

3. Der Nachweis der Befähigung für die Beförderungsſtellen iſt, ſolange und ſoweit nicht Reichs⸗ 
vorſchriften erlaſſen werden, nach den bisher im Lande geltenden Grundſätzen zu führen. 

4, Damit die Wartezeit bis zur Anſtellung und Beförderung gegenüber dem Zuſtand in den Ländern 
zur Zeit des Überganges auf das Reich keine Verſchlechterung erfährt, ſollen durch den jeweils nächſten 
Reichshaushalt genügend planmäßige Stellen zur Verfügung geſtellt werden, um die bis zu Beginn des 
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Haushaltsjahrs nach den Anſtellungs⸗ und Beförberungsverhältniſſen, wie fie in den Ländern nach Aus- 
führung des Haushalts von 1920 unter Berückſichtigung der Vorſchriften im Abſ. 1 liegen, zur Anſtellung 
oder Beförderung herangerückten Anwärter anſtellen oder befördern zu können. Soweit ſich dies nicht er⸗ 
möglichen laſſen ſollte, erhält der Bedienſtete vom Beginne des bezeichneten Haushaltsjahrs an zur Erreichung 
des Geſamteinkommens im Falle ſeiner Anſtellung oder Beförderung eine e Zulage. Die Zulage iſt 
bei Beamten fo weit für ruhegehaltsfähig zu erklären, als zur Erreichung des bei ihrer Beförderung ruhe⸗ 
gehaltsfähigen Einkommensbetrags erforderlich iſt. Der Beginn des Beſoldungsbienſtalters wird bei ſpäterer 
Stellenbeſetzung fo feſtgeſetzt, wie wenn der Beamte zum bezeichneten Zeitpunkt angeſtellt oder befördert 
worden wäre. 

5. Bei Meinungsverſchiedenheiten zwiſchen dem Reiche und Beamten oder Beamtenanwärtern darüber, 
ob und zu welchem Zeitpunkte ſie beim Verbleiben im Landesdienſt angeſtellt oder befördert worden wären, 
darf das Reich die Entſcheidung nur im Einvernehmen mit der Landesregierung treffen. Kommt zwiſchen 
dem Reiche und dem Beamten oder Anwärter eine Einigung nicht zuſtande, ſo entſcheidet ein Schiedsgericht. 
Dieſes beſteht aus zwei vom Reichsverkehrsminiſterium ernannten Mitgliedern, einem von der Landesregierung 
beſtimmten Mitglied, einem Angehörigen der von dem Beamten oder Anwärter bezeichneten Organiſation und 
einem von dieſen zu wählenden Obmann. Einigen ſich die Schiedsrichter nicht über den Obmann, ſo wird 


dieſer von dem Präſidenten des für den Dienſtort des Beamten oder Anwärters zuſtändigen Landgerichts 
ernannt. 


§ 27. 
Ein in den Ländern am 31. März 1921 anhängiges förmliches Diſziplinarverfahren ift nach den Landes⸗ 
geſetzen zu erledigen. 
§ 28. 


Das Reich tritt gegenüber den auf Grund dieſes Vertrags in den Dienft des Reichsverkehrs⸗ 
miniſteriums übernommenen Angeſtellten und Arbeitern in die am 31. März 1921 gültigen Dienft und 
Tarifverträge ein. 


8 9 2. 


Das Reich gewährleiſtet den in den Reichsdienſt übertretenden Angeſtellten und Arbeitern der Länder 
die erworbenen Anwartſchaften auf eine Beamtenlaufbahn nach Maßgabe des 8 26, 


V. Schluß⸗ und Abergangsbeſtimmungen. 
$ 30. 

1, Die Vertragſchließenden find darüber einig, daß dieſer Vertrag den Übergang der Waſſerſtraßen 
nur vorläufig und nicht vollſtändig regelt und der endgültigen Regelung nicht vorgreift. Die notwendigen 
Ergänzungen und Anderungen werden im Wege weiterer Vereinbarungen getroffen werden. Soweit eine 
Einigung nicht erzielt wird, entſcheidet der Staatsgerichtshof. 

2. Streitigkeiten, die ſich aus der Anwendung der Vertragsbeſtimmungen ergeben, werden, ſoweit nicht 
in dieſem Vertrag etwas anderes beſtimmt iſt, durch ein Schiedsgericht von 5 Mitgliedern entſchieden. Für 
e ernennt der Reichsrat den Vorjigenden und beſtimmen das Reich und das beteiligte Land 
je eiſitzer. 

$ 31. 

1. Das Reich wird die auf das Reichsverkehrsminiſterium übergehenden Akten der Landeszentral⸗ 
behörden dieſen zwecks Führung der einſtweiligen Verwaltung für das Reich (vgl. $ 11) ſowie zur Herbei⸗ 
führung des Abſchluſſes des endgültigen Vertrags und zwecks Vertretung der Landesintereſſen vor dem 
Staatsgerichtshof oder dem Schiedsgerichte zur Verfügung ſtellen. 


2. Welche Akten der Landeszentralbehörden auf das Reich übergehen, iſt zwiſchen dem Reichsverkehrs⸗ 
miniſterium und den Landeszentralbehörden zu vereinbaren. 


— 527 — 


§ 32. 

Sofern nicht alle Länder, deren Waſſerſtraßen nach Artikel 97 der Reichsverfaſſung auf das Reich 
übergehen, dieſem Vertrage beitreten, verpflichtet ſich das Reich, keine abweichenden Vereinbarungen ohne An⸗ 
hörung der vertragſchließenden Länder zu treffen. Dieſe können im Falle des Zuſtandekommens abweichender 
Vereinbarungen mit einzelnen Ländern für ſich die gleichen Zugeſtändniſſe beanſpruchen, ſoweit dieſe über 
den Inhalt des gegenwärtigen Vertrags hinausgehen und nachweislich für ſie günſtiger ſind. 


Berlin, den 31. März 1921. 


Die Reichsregierung. 
Groener. Wirth. 


(Siegel.) 


Berlin, den 26. September 1921. 


(Siegel) Die Preußiſche Staatsregierung. Die Baheriſche Staatsregierung. 
Stegerwald. Warmbold. Saemiſch. N g 
Die Sächſiſche Staatsregierung. Die Württembergiſche Staatsregierung. 
Die Badiſche Staatsregierung. Die Heſſiſche Staatsregierung. 


Der Senat der Freien und Hanſeſtadt Die Mecklenburg⸗Schwerinſche Staats 
Hamburg. regierung. 


Die Braunſchweigiſche Staatsregierung. Die Oldenburgiſche Staatsregierung. 


Die Anhaltiſche Staatsregierung. Der Senat der freien Hanſeſtadt 
Bremen. 
Die Lippeſche Staatsregierung. Der Senat der Freien und Hanſeſtadt 
Lübeck. 


Die Mecklenburg⸗Strelitzſche Staatsregierung. 
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Anlage A 


zum Staatsvertrage, betreffend den Übergang 
der Waſſerſtraßen von den Ländern auf das 
Reich. 


Verzeichnis 
der auf das Reich übergehenden Waſſerſtraßen. 


110 Bezeichnung der Waſſerſtraße | Endpunkte der Waſſerſtraße 
1. Preußen. 
a. Natürliche Waſſerſtraßen. 
f TE CORE 0,111 km unterhalb der Eifen- | Pregel 
bahnbrücke bei Friedland 
e Mühlenwehr in Celle Weſer 
Anger ie en Brücke im Zuge der Inſterburg⸗ Zuſammenfluß mit Inſter 
auch Pregel genannt. Georgenburger Chauſſee N 
4 Bober, Mündungsſtrecke .2222.. Ortliche Abgrenzung vorbehalten Oder 
HT AR e BE ROR Chauſſee von Cranz nach Königs- Kuriſches Haff 
berg 
6 Dahme und Wendiſche Spree Einmündung der Storkower Spree 
(Dahme, Dolgen, Krüpel, Krimnick ;, Gewäſſer 
Zeuthener⸗ nebſt Seddin⸗ Ste ſowie Kleine 
und Große Krampe, Lange See, Wendiſche 
Spree mit le Lanke), Werns⸗ 
dorfer Seenkette (enkdorſer ele Croſſin⸗ 
ſee und Gr. Zug). 
Geh 8 Südufer des Dämeritzſees Seddin⸗See 
Dim Pregel Kuriſches Haff 
8Dievenow (ſiehe Oder) Stettiner Haff Oſtſee, Verbindungslinie 
mit Kamminer Bodden. a der Seekanten der 
Molenköpfe 
JJC Kaiſer⸗Wilhelm⸗Kanal, Süd- Nordſee, Verbindungs- 
ende des Audorfer Sees linie zwiſchen der Mitte 


der Burg (Tränke) und 
dem Kirchturm von 
Vollerwiek 


5 
u Bezeichnung der Waſſerſtraße Endpunkte der Waſſerſtraße 
1G fee Landesgrenze Nordſee, Verbindungs⸗ 
mit Norderelbe, Süderelbe leinſchließlich linie zwiſchen der Kugel⸗ 
Köhlbrand) und Reiherſtieg bei Harburg⸗ bake bei Döſe und der 
Wilhelmsburg, Alte Süderelbe, Köhlfleth weſtlichen Kante des 
einſchließlich Kleine Elbe und Finkenwärder Deichs des Friedrichs⸗ 
Aue), von den Nebenarmen insbeſondere koogs (Diekſand) 
die zwei Süderelben bei Wiſchhafen und 
Aſſel, Rutenſtrom und Binnenelbe von 
der Brücke bei Hetlingen bis zum Kollmarer 
Nebenfahrwaſſerleinſchließlich Dwarsloch). 
ee Drauſenſee Friſches Haff 
III ĩ 8 Schönefliether Wehr Nordſee, Verbindungslinie 
der weſtlichen Spitze 
der Weſtermarſch (Alt- 
lands Hörn) und Oſt⸗ 
en polder Siel 
i EU AS dee ee ee. Kloſterſee Havel 


(Kloſterſee, Nahmitzer Strenggraben, 
Neetzener See, Emſter Kanal, Rietzer 
See nebſt Moorſee und Streng). 


eee VF 1 
15 Freiburger Hafenpriel VVV 


16 Friſches ß 
mit Königsberger Seekanal. 


Mühle in Buxtehude Elbe 
Deichſchleuſe in Freiburg a. d. Elbe Elbe 
— Hafen von Pillau, Ver 


bindungslinie der See⸗ 
kanten der äußeren 


e a 5 = Molenköpfe 
e e Kreisgrenze unterhalb Medlar | Wefer 
(wegen der Fulda oberhalb Caſſel fiehe 
Bemerkung am Schluſſe). 
18 | Gerade Oſt (ſiehe Memel) . Skirwieth, Abzweigung der] Kuriſches Haff 
. Wittinnis Oſt 
ie (ſiehr Memel): Ungeteilte Memel bei Abzwei⸗ Kuriſches Haff 
gung vom Ruß 
20 | Griethauſer Altrhein ER e Griethauſer Fährdamm Rhein 
21 Groß⸗Wuſterwitzer See mit Ablauf in den 7 u 
Plauer See. 
, te nanıe sie a are elegenp 6 


Unterhalb Meppen Emsfluß 
. 90 * 
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8 
9 Bezeichnung der Waſſerſtraße Endpunkte der Waſſerſtraße 
e ß re 
e ve Landesgrenze Elbe 
(Obere Havel nebſt Schwedt⸗ und Stolp⸗ 
See, Schnelle Havel, Friedrichsthaler, 
Oranienburger, Spandauer und Pichels⸗ 
dorfer Havel nebſt Scharfe Lanke, Kladower 
Seeſtrecke nebſt Gr. Wannſee, Pots⸗ 
damer Havel nebſt Jungfern., Lehnitz⸗ und 
Krampnitz⸗See, Petzien⸗ und Schwielow⸗ 
See, Gr. und Kl. Sernſee, Göttin- 
fee, Brandenburger Havel nebſt Trebel⸗ 
ſee, Beetzſee bis zur Pählbrücke und 
Brandenburger Stadtkanal, Plauer See 
nebſt Breitling⸗, Möſerſche, Quenz⸗ und 
Wend⸗See, Untere Havel nebſt Rathenower 
Schleuſenkanälen und Gülper Havel) 
mit 
Tegeler See, Glindowſee, 
Wublitz nebſt Schlänitzſee ··LBOU Abſchlußdamm bei Utz Havel 
5 Pritzerber See. ’ 
e , RR Mühle bei Krappitz Oder | 
e,, Abtsmühle zu Lüneburg Elbe 
26 | Katharinengraben und Se Forſtablage Oder ⸗Spree⸗Kanal 
2 ldd urßrſß,, Eiſenbahnbrücke ſüdlich Sos⸗ Oder 
nitza 
eie eee Waſſermühle zu Elmshorn Elbe 
, we = —_ 
30 | Lahn (ſiehe Bemerkung am Schluſſe) .. . .] Landesgrenze Rhein 
e.. Tarskee Werk. Landesgrenze Emsfluß 
32% Lein ara a N, Wehr am Schnellen Graben Aller 
f mit Ihme. in Hannover 
33 Leſum VVV Zuſammenfluß von Hamme und Weſer 
Wümme 
fe. Möllenſee Flakenſee 
mit Möllen-, Peetz- und Werl-See. 
e SER a. . Ela Mühle in Horneburg Elbe 
eee men Lychener Floßwehr Havel 
mit Stadtſee, Gr. Lychenſee, Woblitz 
und Hausſee. 

34% Main ne eg unnd Schr Bayeriſche Grenze Heſſiſche Grenze 
NTT Reichsgrenze Kuriſches Haff 
von den Mündungsarmen nur Gilge A ; 

Ruß, Skirwieth, Gerade Oft un 
Wittinnis Oſt. 
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Ofde f der Waſſerſtraß 
Nr. Bezeichnung der Waſſerſtraße 
39 Mosel; ee 
40 Neiße, Lauſitzer, Mündungsſtrecke .. 
41 Nennen ran 
2 Netze REN 
f mit Alte Netze von der Chauſſeebrücke bei 
Drieſen bis Einmündung in die Netze. 
e ea en Ar 
von den Mündungsarmen nur Breite 
Fahrt nebſt Biberzug und Weſtrinne. 
44 Norder Aüßentie f 
e e N ee 
mit Dammſche See und Papenwaſſer, 
von den Nebenarmen insbeſondere Alte 
Oder bei Breslau, von den Mündungs⸗ 
armen nur Peeneſtrom, Swine und 
Dievenow (ſiehe dieſe, Stettiner Haff 
ſowie unter b) Künſtliche Waſſerſtraßen: 
Breslauer Umgehungskanäle und Hohen— 
ſaaten⸗Friedrichsthaler Waſſerſtraße). 
46 Oderberger Gewäſſeerrrr 2... 00. 
(Alte Oder, Oderberger und Lieper See) 
nebſt Wriezener Alte Oder .... 25 
und Freienwalder Landgraben...... 
47 Olderſumer Sieltſe ß 85 
48, Oſte e e 3. 907 
Venen rn 
50 | Peeneſtrom (ſiehe Oder) .---rer un. 
mit Achterwaſſer und Krumminer Wieck. 
DIE Pinna· mn è wn 
, .ieng,. BI, Canal ale 
(fiehe auch Angerapp, Untere). 
53 Nando dd 
CCCCCCCTVVTFCVFCCTCCC ee 
mit Saaler Bodden, Koppelſtrom, Bod⸗ 
ſtedter Bodden nebſt Prerowſtrom, 


Zingſter Strom, Barther Bodden, Grabow 
und Rinne am Bock. 


Endpunkte der Waſſerſtraße 


Reichsgrenze 

Ortliche Abgrenzung vorbehalten 
Schalteikfluß 

Mündung der Küddow 


Weichſel 


Norder Siel 
Reichsgrenze 


Finowkanal 


Dammbrücke in Wriezen 

Stadtbrücke in Freienwalde 

Fehntjer Tief 

Südliche Dorfgrenze von 
Mintenburg 


Landesgrenze 
Kleines Haff 


Straßenbrücke bei Pinneberg 

Zuſammenfluß von Angerapp 
und Inſter 

Straßenbrücke zu Eggeſin 

1,06 km unterhalb der Brücke 
in der Chauſſee Marlow 
Pleunin 


Rhein 

Oder - 
Kuriſches Haff 
Warthe 


Friſches Haff 


Leybucht 
Oſtſee 


Oder 


Oderberger Gewäſſer 
Wriezener Alte Oder 
Emsfluß 

Elbe 


Peeneſtrom 8 

Oſtſee, Verbindungslinie 
der Seekante vor der 
Nordweſtecke der Peene⸗ 
münder Schanze mit 
dem nördlichſten Punkte 
der gegenüberliegenden 
Landzunge 

Elbe 

Friſches Haff 


Acker 

Oſtſee, Verbindungslinie 
des Barhöfter Ober⸗ 
feuers mit der maſſiven 
Fiſchermarke auf dem 
Südgellen 
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f e 


Endpunkte der Waſſerſtraße 


Nr. 


— 54 — 3. 


55 


56 
57 


58 


59 


60 


61 


62 
63 
64 
65 
66 
67 


3 88 


69 


Bezeichnung der Waſſerſtraße 


Riewendtſee und Obere Beetz Seen mit 
Strängen. 


ee en FIRE 


Rüdersdorfer Gewäſſer 
ſüdlicher Teil 
mit Flakenſee 
(nördlicher Teil ſiehe unter b) 
Waſſerſtraßen). 
RCT 
(wegen der Ruhr oberhalb Mülheim ſiehe 
Bemerkung am Schluſſe). 


Ruß (ſiehe Memel) 


Künſtliche 


o ED De 


Saar (fiehe Bemerkung am Schluſſe) .... 
Schwentine, Untere 


ern. eli 


VC 8 


—W—E—P—V—»ᷣñ4%. i 


Abzweigung des alten Schwinge⸗ 


Riewendtſee 


Landesgrenze 


Brücke an der Mündung des 
Moersbaches 


Grienerickſee 


2,7 km oberhalb der Einmün⸗ 
dung in die Oder 


Woltersdorfer Schleuſe 


Wittener Ruhrſchlagd 


Ungeteilte Memel bei Abzwei⸗ 
gung der Gilge 


Steinbecker Torbrücke am Greifs⸗ 
walder Hafen 


Einmündung der Unſtrut 
Reichsgrenze 


Mühlendamm bei der Baltiſchen 
Mühle 


betts bei der Horſter Ziegelei 
Abzweigung der Atmath 


Sandſ chleuſe 


— . —— — — — 


Pählbrücke 
Reichsgrenze 


Rhein 


Pälitbrücke 


Oder 


Spree 


Rhein 


Teilung in Atmath und 
Skirwieth 
Greifswalder Bodden, 
Verbindungslinie der 
Seekanten der Molen⸗ 
köpfe ö 5 
Elbe 


Moſel 


Oſtſee 
Elbe 


Rurif ches Haff 


Eider 


r 


| Bezeichnung der Waſſerſtraße 


Sei.. 


und Untere Spree) 
mit Kersdorfer See. 


(Großes und Kleines Haff) 
Uſedomer See. 
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Endpunkte der Waſſerſtraße 
Flutkrug Havel 
(Mündungsſtrecke der Drahendorfer Spree, 
Fürſtenwalder Spree, Müggel⸗Spree nebſt 
Dämerit- und Gr. Müggel⸗See, Treptower 
Spree nebſt Rummelsburger See, Berliner 
Spree nebſt Spreekaual —Kupfergraben — 
Stetten Sal ar 8 — =: 
mit Neuwarper See, Kaiſerfahrt und 
S)) ↄ³Ü ine Renſing, 1,5 km oberhalb der Elbe 
Eiſenbahnbrücke bei Kelling⸗ 
huſen 
Storkower Gewäſſeerrrr. Scharmützelſee Dahme 


74 


75 


mit Scharmützel, Storkower, Wolziger 
und Lange See. 
Swine (ſiehe Oder) 


Templin Gewäſſe r 
(Labüskeſee und kanal, Fähr- nebſt Zaar⸗ 
fee, Bruchſee nebſt Gleuenſee und Gleuen⸗ 
fließ, Templiner⸗See und⸗Kanal, Röddelin -, 
Gr. und Kl. Lanken⸗ und Kuhwall⸗See 
ſowie Templiner Waſſer). 


Tlab eee 8 


, ee 

Wedeler lf oe 

Wentow⸗Gewäſſer . „ 
(Kl. und Gr. Wentow See). 

Werbelnm mmm ne 

Werra (fiehe Bemerkung am Schluſſe) . 

i OA 
von den Nebenarmen insbeſondere Rechter 
Weſerarm bei Sandſtedt und Alte Weſer 
bei Geeſtemünde. 


Stettiner Haff 


Labüskeſee 


N Unterhalb der Fußgängerbrücke 


in Oldesloe 


Straßenbrücke zu Paſewalk 
Mühlenwehr bei Bretleben 


Reichsgrenze 
Waſſermühle zu Wedel 
Polzowfließ 


Landesgrenze 


Zuſammenfluß von Werra und Nordſee, 


Fulda 


Oſtſee, Verbindungslinie 
der Seekanten der Mo⸗ 
lenköpfe 


Havel 


Landesgrenze 


Kleines Haff 
Saale 

Oder 

Elbe 
Wentow⸗Kanal 


Werbellinkanal 

Weſer 

Verbindungs- 
linie zwiſchen dem 
Kirchturme von Lang⸗ 
warden und der Mün⸗ 
dung des Opſtedter 
Baches (Gamburgiſche 
Grenze) f 
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000/00 nern mann 


Endpunkte der Waſſerſtraße 


„7770000 ddddd!ͥfdã ę ꝗ nnn ESSEN EHER NEE EEE 8 


Efde ; 5 

Nr. Bezeichnung der Waſſerſtraße 

85 Wittinnis Oft (ſiehe Memel) 
, 
d ee 
88 | Zechliner Gewäſſeõe·⸗ rr 


89 


(Schwarzer See, Zechliner Kanal, Großer 
Zechliner See, Repenter Kanal, Zootzen⸗ 
fee und kanal). 


Skirwieth, 
Gerade O 


Karolinenſiel 


Truperdeich 
Schwarzer See 


b. Künſtliche Waſſerſtraßen. 


Berliner Kanäle: 
e een 
Luiſenſtädtiſcher Kanals 
Berlin⸗Spandauer Schiffahrtkanall .. 


Berlin⸗Charlottenburger Verbindungskanal 


Breslauer Umgehungs kanäle. 


Dortmund⸗Ems⸗Kangall . 
ſoweit nicht Beſtandteil der Ems und der 
Haſe. 

e eee, ea 


ee ee, 
ſoweit nicht Beſtandteil der Havel (Frie⸗ 
drichsthaler Havel) und des Hohenzollern. 
kanals 
mit Oranienburger und Malzer Kanal. 


Friedrichsgraben, Großer 
Friedrich⸗Wilhelm⸗ Kanal.. 
Hohenſaaten⸗Friedrichsthaler Waſſerſtraße 
Hohenzollernkanal (Waſſerſtraße Berlin 
ee, 


ſoweit nicht Beſtandteil der Oderberger 
Gewäſſer und der Havel (Oranienburger 
Kanal und Spandauer Havel) 

' mit Lehnifee, 


Spree 
Landwehrkanal 
Spree 
Spree 


(Oder bei Bartheln 
Alte Oder 


Dortmund / Herne 


Elbe 
Hohenzollernkanal bel Pinnow 


Deime 
Oder 
Neue Schleuſe bei Hohenſaaten 


Abzweigung der Kuriſches Haff 
ft 


Nordſee, Werbindungs- 
linie der Seekante des 
Molenkopfes (weſtliches 
Ufer) und der Seekante 
des öſtlichen Ufers 

Hamme 


Rheinsberger Gewäſſer 


Spree 

Spree 

Berlin Charlottenburger 
Verbindungskanal 

Berlin⸗Spandauer Schiff 
fahrtkanal 

Alte Oder 

Alte Oder 


Emden 


Landesgrenze 


Hohenzollernkanal 
bei Liepe 


Nemonienfluß 
Oder⸗Spree⸗Kanal 
Oder 


Berlin ⸗ Charlottenburger Ver- Oder 


bindungskanal 


1 ² ˙ ü ⁰˙¹uL We nie 2, 
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99 
100 


101 


102 
103 


104 


105 


106 


107 


108 
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Bezeichnung der Waſſerſtraße 


Endpunkte der Waſſerſtraße 


Iblen nnn Plauer Kanal 
Klodnitz ß!!! ee Gleiwitz 
, ee ne Lippſtadt 

(in Ausführung). ; 
Manniiher Kanal... Mauerſee 

(in Ausführung). 
Neuhauſer SpeiſekanalW “ck Obere Spree 


Oder⸗Spree⸗Kanal einſchl. Kl. Müllroſer See | Oder 
(ſoweit nicht Beſtandteil der Spree 
(Fürſtenwalder Spree) und der Dahme 
(Wernsdorfer See). 


Papenburger Sielkanaalllns Bahnhofsbrücke in Papenburg 
Plauer Kanal „„ Wendſee 

l ee a ie Kupierung bei Derben 
Rhein⸗Weſer⸗Kanaallw Vc Ruhrorter Hafen 


(ſoweit nicht Beſtandteil des Dortmund⸗ 
Ems⸗Kanals) mit den Zweigkanälen nach 
Osnabrück, zur Weſer bei Minden und 
nach Linden ſowie Abſtieg zur Leine. 


Rüdersdorfer Gewäſſenrnr»r ... Hohle See 
nördlicher Teil mit Hohle See, Stolp⸗ N 
raben und Kalkſee (ſüdlicher Teil ſtehe 
atürliche Waſſerſtraßen). 


Sakrow⸗Paretzer Kanaalnnxnxn. Jungfernſee 
ſoweit nicht Beſtandteil der Wublitz : 
mit Weiße und Fahrlander See. 


Seckenburger Kanal! ſtemonienfluß 
S an Beetzſee 
S ee Cleve 


Verbindungskanal zum Dortmund⸗Ems- Emder Vorflutkanal 
Kanal 


Pan! Havel 
Wentow kanal!!! Gr. Wentowſee 
Werbellinkanaaa!!l!l!l! MWerbellinfee 
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Elbe 
Oder bei Eofel 
Rhein bei Weſel 


Alle 


Oder⸗Spree⸗Kanal 
Seddinſee 


Emsfluß 


Elbe 
Plauer Kanal 


Hannover, Oſthafen 


Woltersdorfer Schleuſe 


Havel 


Gilgefluß 
Quenzſee 
Altrhein 
Dortmund ⸗Ems⸗Kanal 


Finowkanal 
Havel 


Hohenzollernkanal 
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Nr Bezeichnung der Waſſerſtraße Endpunkte der Waſſerſtraße 
Se ee ]ĩi—. AAA ³Ü¹w.n Add ¶⁰yʒ yt SEE 


II. Bayern. 


rr! 19 Die bayeriſche Strecke längs der Pfalz 
e Dee Bamberg Landesgrenze 
HS DIN ea. 3235 Kelheim Reichsgrenze 
119 | Ludwigs⸗Donau⸗Main⸗Kan all. Bamberg Kelheim 


mit den dazugehörigen Teilen der Regnitz 
und der Altmühl. 


g III. Sachſen. 
c se | Reichsgrenze Landesgrenze 


IV. Württemberg. 


E%CCCCCTTTCCT A Plochingen Landesgrenze 
V. Baden. 
, ae Baſel Landesgrenze 
IRA e RR, Landesgrenze Rhein 
ee ea Strecke längs der Landesgrenze 
VI. Heſſen. 
r Die zum Lande gehörige Strecke 
126% Maiſiü aneel Desgl. 
!!! ER Desgl. 
128 Lahn (ſehe Bemerkung am Schluſſe) ... . Gießen Landesgrenze 


VII. Hamburg. 


ee N Die zum Lande gehörigen Stromteile von Geeſthacht 
(mit der Norderelbe, Süderelbe, dem bis zur Mündung 
1 dem Köhlbrand und der 
alten Süderelbe.) 


Ofde 


Nr. 


Bezeichnung der Waſſerſtraße Endpunkte der Waſſerſtraße 


VIII. Mecklenburg⸗Schwerin. 
ZI ĩ Teilſtrecken bei Dömitz und Boitzenburg 


Warndt Güſtrow Roſtock 
J a „Plan Elbe 
J Bolt * Landesgrenze 
134 Peenen :::; er en Malchin Landesgrenze 


135 Mecklenburgiſche Oberſeen einſchließlich des 


Eldearmes Buchholzer Mühle 


IX. Braunſchweig. 


186 Wee fe abrsene Die zum Lande gehörigen Strecken 


X. Oldenburg. 


e e ne nen re Längs der Landesgrenze 
(Außenweſer und Unterweſer mit den 
Nebenarmen). 
1810 ͤ ⁵u o Sally Oldenburg Weſer 
(mit Nebenarmen). 
139 Ems⸗Hunte⸗Kan ala. Landesgrenze Hunte bei Oldenburg 


RI. Anhalt. 


Elbe r Die zum Lande gehörige Strecke 
Saale e DET Desgl. 


ZU. Bremen. 


por rn essen an Landesgrenze bei Habenhauſen] Oldenburgiſche und preu- 
(einſchließlich der Alten Weſer und der am linken und bei Hemelingen. ßiſche Grenze bei Vege⸗ 
Kleinen Weſer). am rechten Ufer ſack 

i den 8 Die zu Bremen gehörige Flußhälfte 

eee ke ee tt Desgl. 

145 | Ochtum, Mündungsſtrecke 2.0. .- km 14,25 der Flußſtationierung Landesgrenze 


XIII. Sippe. 
BROT RR Die linksſeitige Stromhälfte längs der Landesgrenze 
91* 


146 


8 


Bezeichnung der Waſſerſtraße i = 8 Endpunkte der Waſſerſtraße 


XIV. Lübeck. 
h u u Geniner Brücke 


8 en SR. i Meilenburgstei, 


48 Hobel . ee. „ Landesgrenze mit Mecklenburg⸗ Landrsgrensemit horten . 
5 Schwerin unterhalb Fürſteuberg 
1 0 een e . Neuſtrelitz HGavelwaſſerſtraße 

1. (einfchließlich Hapel von r Wali bis i 5 

A ee. 


Bemerkung zu lfdr. Nr. 17, 30, 61, 65, 83 und 128. 


Die Fulda oberhalb Caſſel, die Lahn, die Ruhr oberhalb Mülheim, die Saar und die Werra werden niche im werf 25 
[ 97 der e en auf Grund befonderer Vereinbarung auf das Reich übernommen. 


nem m 


50: 


Anlage B 


zum Staatsvertrage, betreffend den Uber⸗ 
gang der Waſſerſtraßen von den Ländern 
auf das Reich. 


Nachweiſung 


der begonnenen Bauten. 
A. Preußen. 


„Vertiefung, Verbreiterung und Befeuerung des Königsberger Seekanals. 

„Verbeſſerung der Schiffahrtſtraße Stettin- Swinemünde. 

Durchbauung großer Tiefen in der Hafeneinfahrt von Swinemünde. 

„Uferſchutzbauten an der Oſtſeeküſte von Jershöft. a 

„Verbeſſerung der Oderſchiffahrtſtraße bei Breslau im Zuſammenhange mit der Ausführung des 


Geſetzes, betreffend die Herſtellung und den Ausbau von Waſſerſtraßen, vom 1. April 1905 
(Geſetzſamml. S. 179). 


. Schadloshaltung der durch die Stauwirkung der kanaliſierten Oder geſchädigten Anlieger. 
Bau eines Deckwerkes vor dem Gribower Lug an der Elbe. 8 

. Bau eines Uferdeckwerkes vor dem Müggendorfer Schardeich an der Elbe. 

Neubau der Schiffswerft und des Bauhofs für die Elbſtrombauverwaltung in Rothenſee. 
Weiterer Ausbau der Halligſchutzwerke. N 

Bau einer Strandmauer im Norden von Wittdün auf der Inſel Amrum. 

Ausbau der Weſer auf der Strecke von Minden bis Bremen. 

. Herftellung von Schiffsliegeplätzen am Ems⸗Weſer⸗Kanal bei Minden und Lohnde. 
Verſtärkung der Dämme des Ems⸗Weſer⸗Kanals. 

. Befeftigung der domänen⸗ und forſtfiskaliſchen Weſerufer zwiſchen Stolzenau und Hemelingen. 
16. Kanaliſierung der Aller von Celle bis zur Leinemündung. 

„Inſtandſetzung des Strandſchutzwerkes auf Baltrum. 

„Verlängerung des Dünenſchutzwerkes auf Norderney. 

„Verbeſſerung der Fahrwaſſerverhältniſſe in der Fiſcherbalje vor Borkum. 

„Herſtellung von Schiffsliegeplätzen an der Abzweigung des Ems-⸗Weſer⸗Kanals vom Dortmund—⸗ 


Ems⸗Kanal bei Bergeshövede. 


. Bau einer dritten Schleuſe bei Münſter. 

2. Bau einer zweiten Schleuſe bei Hüntel (Dortmund⸗Ems⸗Kanah. 

Höherführung von Uferbefeſtigungen am Rhein⸗Herne⸗Kanal. 

„Herſtellung hölzerner Dalben in den Vorhäfen des Rhein⸗Herne⸗Kanals. 

Fortführung der Mainkanaliſierung oberhalb Offenbach. . 
„Beſeitigung der durch die Sturmfluten im Winter 1913/14 an den waſſerbaufiskaliſchen Anlagen 


und Dünen der Oſtſeeküſte verurſachten Schäden. 


‚ Befeitigung der durch die Stürme des Winters 1917/18 an den fiskaliſchen Anlagen des Hafen- 


bauamts Pillau verurſachten Schäden. 


28, 


29, 


S — 
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Bauten im Odergebiete nach den Geſetzen vom 4. Auguſt 1904, betreffend die Verbeſſerung der 
Vorflut in der unteren Oder uſw., vom 12. Auguſt 1905, betreffend die Regelung der Hochwaſſer., 
Deich und Vorflutverhältniffe an der oberen und mittleren Oder, und vom 30. Juni 1913, 
betreffend Ausbau der Oder unterhalb Breslau und Anlage eines Staubeckens in der Glatzer 
Neiße bei Ottmachau, ſoweit die Arbeiten der Verbeſſerung der Schiffahrtſtraße dienen und 
deshalb der Reichswaſſerſtraßenverwaltung zur Laſt fallen. 


Herſtellung eines Schiffahrtkanals vom Rhein zur Weſer (Rhein⸗Herne⸗Kanal und Ems⸗Weſer⸗ 
Kanal mit Anſchluß an Hannover), Lippe⸗Seitenkanals von Datteln nach Hamm, Lippe-Seiten- 
kanäle von Weſel bis Datteln und von Hamm bis Lippftadt, Ergänzungsbauten am Dortmund: 
Ems⸗Kanal, Herſtellung von Staubecken im oberen Quellgebiete der Weſer, Herſtellung eines Groß⸗ 
ſchiffahrtwegs Berlin-Stettin, Verbeſſerung der Waſſerſtraße zwiſchen Oder und Weichſel, 
Kanaliſierung der Oder von der Mündung der Glatzer Neiße bei Breslau, einſchließlich Anlage 
von Staubecken. 

(Geſetz vom 1. April 1905 ſowie Geſetz, betreffend den erweiterten Grunderwerb, vom 
17. Juli 1907 und Nachtragsgeſetze vom 8. Mai 1916 und vom 11. Juli 1917.) 


30. Bau eines Schiffahrtkanals vom Mauerſee nach der Alle bei Allenburg — Maſuriſcher Kanal —. 


(Geſetz vom 14. Mai 1908). 


Einrichtung des ſtaatlichen Schleppbetriebs auf dem Rhein⸗Weſer⸗Kanal und dem Lippekanal. 


(Geſetz vom 30. April 1913 und Nachtragsentwurf von 1920.) 


„Hortſetzung der Notſtandsarbeiten auf der Kanalſtrecke Hannover-Peine mit Anſchluß nach Sildes- 


heim, am Ihle⸗Plauer⸗Kanal und am Oder⸗Spree⸗Kanal unter Teilung der Koſten nach den ge 
troffenen Abkommen über den Mittellandkanal. 


B. Bayern. 


Mainkanaliſierung von Offenbach bis Aſchaffenburg einſchließlich der Hafenanlage bei Leider. 
Wehr- und Kraftanlage bei Biſchberg. 
„Niederwaſſerregulierung der Donau unterhalb Regensburg. 


©. Sachſen. 


„Schutzhafen bei Wendiſchfähre. 
„Niedrigwaſſerregulierungen der Elbe. 


D. Württemberg. 


E. Baden. 


Rheinregulierung Straßburg-Sondernheim. 
Arbeiten der allgemeinen Rheinkorrektion. 
3. Zeilenbauten zur Schiffbarmachung des Neckars. 


F. Heſſen. 


IV 
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G. Hamburg. 


Ausbau der Borghorſter Bucht. 
„Verbeſſerung des Fahrwaſſers der Elbe und andere Maßnahmen zur Förderung der Seeſchiffahrt 


nach Hamburg, Altona und Harburg auf Grund des Staatsvertrags zwiſchen Preußen und 
Hamburg vom 14. November 1908 Göhlbrandvertrag). 


H. Mecklenburg⸗Schwerin. 


. Warnowregulierung zwiſchen Roſtock und Bützow nebft Vertiefung des Bützow⸗Güſtrower Schiff 


fahrtkanals. 


. Verbefferungsarbeiten auf Strecken der Eldewaſſerſtraße zwiſchen Parchim und Dömitz ſowie der 


Störwaſſerſtraße. 
J. Braunſchweig. 
Regulierung der mit Preußen gemeinſchaftlichen Weſerſtrecke bei Corvey. 


H. Oldenburg. 


„Fertigſtellung des Umlaufkanals als Schiffahrtkanal oberhalb der Stadt Oldenburg mit der 


Anſchlußſtrecke des Oſternburger Kanals. 


„Verlegung von der Stromführung dienenden Deichen an der unteren Hunte — km 6,2 bis 6, 


Mprump, km 7,5 bis 8,7 Reithörn⸗Köhlershütte, km 9,8 bis 10,9 oberhalb Brunsfähr, km 11,7 
bis 12,0 oberhalb Hollerbucht, km 12,8 bis 13,7 unterhalb Hollerſiel, km 14,7 bis 15,0 gegenüber 


dem Judenloch —. 


D 


L. Anhalt. 


M. Bremen. 


Bei der Unterweſer Herſtellung eines Fahrwaſſers, das für den Verkehr von 7 m tiefgehenden 


Schiffen von Bremen Stadt nach See in einer Tide ausreicht. 


„Bei der Außenweſer die Fortſetzung der Vertiefungsarbeiten von Bremerhaven nach See mit einer 


Mindeſttiefe von 10 m unter Bremerhavener Null. 


N. Lippe. 


O. Lübeck. 


P. Mecklenburg⸗Strelitz. 
Ausbau des Kammerkanals von Neuſtrelitz bis Priepert. 


ee 


Zuſatzvertrag mit Preußen. 
Die Reichsregierung und die Regierung des Landes 


Preußen 


vereinbaren unter Vorbehalt der Zuſtimmung ihrer ac e Körperſchaften zu dem Staatsvertrage, 
betreffend den Übergang der Waſſerſtraßen von den Ländern auf das Reich, die nachſtehenden Zuſatz⸗ 
beſtimmungen: 

Zu 5 1. 

1. Die Vertragſchließenden find darüber einig, daß von dem Übergang auf das Reich ausgenommen 
find diejenigen Anlagen an den Seeküſten und auf den Meeresinſeln, die nicht aus Mitteln des Preußiſchen 
Nuran der öffentlichen Arbeiten unterhalten werden, und die Dämme nach Ohland⸗Langeneß und 
Nordſtrand. f 


2. Das Land Preußen überträgt dem Reiche alle für die Ausübung des ſtaatlichen Schleppbetriebs auf 
dem Rhein⸗Weſer⸗Kanal (Geſetz vom 30. April 1913, Preußiſche Geſetzſamml. S. 217) beſchafften Anlagen und 
Betriebsmittel. Als Vergütung hierfür erſtattet das Reich dem Lande Preußen ſämtliche für die Einrichtung 
des Schleppbetriebs aufgewendeten Koſten und die feit Beginn des Schleppbetriebs entſtandenen Fehlbeträge 
abzüglich etwa erzielter Uberſchüſſe. Auf die Zahlung der Vergütung finden die Beſtimmungen im $ 6 
Abſ. 3 und § 8 entſprechende Anwendung. : 


3. Die Regelung bezüglich der Ruppiner und Lindower Gewäſſer bleibt ſpäterer Vereinbarung 
vorbehalten. ö 
Zu 8 3. 


1. Die Talſperren an der Eder bei Hemfurt und an der Diemel bei Helminghauſen gelten als Zur 
behör der Weſerwaſſerſtraße. i 


2. Das Reich wird gegen die Fertigſtellung der Kraftanlagen bei Helminghauſen und Münden nach 
Maßgabe der feſtgeſtellten Pläne keine Einwendungen erheben und auch keine weiteren Bedingungen ſtellen. 
Das Reich verzichtet auf Vergütungen für die Ulberlaſſung der in dieſen Werken ausgeuugten Waſſerkräfte 
im Nahmen des bisherigen Waſſerverbrauchs. Die für das Hemfurter Werk jährlich zu zahlende Abgabe 
von 1 Pf. für die KW-Stunde bis zum Höchſtbetrage von 200 000 Mark iſt künftig an das Reich zu 
entrichten. 


3. Das Land Preußen iſt verpflichtet, dem Reiche die für den Betrieb des Kanalpumpwerkes bei 
Minden erforderliche elektriſche Arbeit gegen eine vertraglich zu vereinbarende Vergütung zu liefern. 

Falls das Reich die Waſſerkräfte der Fulda zwiſchen Caſſel und Münden und oberhalb Caſſel nicht 
ſelbſt ausbauen will, wird es den Ausbau dem Lande Preußen ohne Entſchädigung überlaſſen, wobei es ſich 
vorbehält, die im Schiffahrtintereſſe erforderlichen Auflagen zu machen. 


Zu § 4. 5 
1. Wegen der Miniſterialdienſtgebäude Wilhelmſtraße 80 und Leipziger Straße 125 werden noch 
beſondere Vereinbarungen getroffen werden. 
2. Die von den Provinzialwaſſerbaubehörden benutzten Gebäude verbleiben grundſätzlich auch dann im 
1 des Landes Preußen, wenn ſie ausſchließlich dieſen Behörden zur Verfügung ſtehen. Auf ſie 
finden die Beſtimmungen im § 4 Abſ. 2 entſprechende Anwendung. = 


Zu 85. 
Beſondere Verpflichtungen, die beim Bau von Kanälen, dem Ausbau der Ströme oder Flüſſe und bei 
der Verwaltung der Waſſerſtraßen 1 anderen Verwaltungen des Landes Preußen im Intereſſe der 
Landeskultur übernommen ſind, wird das Reich auch als für ſeine zukünftige Verwaltung der Waſſerſtraßen 


ee 


maßgebend anerkennen, ſofern ſich dieſelben im Rahmen der durch Artikel 97 Abſ. 8 der Reichsverfaſſung dem 
Reiche zugewieſenen Aufgabe halten, „bei der Verwaltung von Waſſerſtraßen die Bedürfniſſe der Landes; 
kultur und der Waſſerwirtſchaft zu wahren und zu fördern“. | 

Dies gilt insbeſondere dann, wenn auf Grund der Abmachungen rechtliche Verpflichtungen gegenüber 
Dritten eingegangen oder tatfächliche Anlagen geſchaffen worden ſind. 


Zu 8 12. 
Die Vertragſchließenden find darüber einig, daß die Perſonalien der mittleren und unteren Beamten, 
ſoweit ſie bisher im Preußiſchen Miniſterium der öffentlichen Arbeiten bearbeitet wurden, vom 1. April 1921 
an gemeinſchaftlich vom Reiche und Preußen nach noch näher zu treffenden Vereinbarungen bearbeitet werden. 


i Zu §§ 18 und 19. f 

Preußen hat bisher dafür geſorgt, daß die Fahrwaſſer nach ſeinen Seehäfen den Anſprüchen der See⸗ 

ſchiffahrt entſprachen und insbeſondere dahin gearbeitet, daß die Fahrtiefe nach Emden nicht hinter der nach 

Bremerhaven und Hamburg zurückſteht. Das Reich wird das gleiche tun. Zunächſt ſoll gebracht werden: 
a) das Fahrwaſſer von See nach Emden auf 10 w Waſſertiefe bei mittlerem Niedrigwaſſer 

b) das Fahrwaſſer von See nach Stettin und von See nach Königsberg i. Pr. auf mindeſtens 8 m 

Tiefe, wobei jedoch in den Fahrwaſſerſtrecken vor Swinemünde und Pillau und ſeewärts dieſer 

Orte 10 m Waſſertiefe vorhanden fein ſoll. 


Zu 8 30. 
Die Vereinbarungen nach § 30 finden auch auf die gegenwärtigen Zuſatzbeſtimmungen entſprechende 
Anwendung. f i 


Berlin, den 31. März 1921. 
Die Reichsregierung. 


Siegel. 
= Groener. Wirth. 


Berlin, den 26. September 1921. 


Die Preußiſche Staatsregierung. 


(Siege) 8 
Stegerwald. Warmbold. Saemiſch. 


Zuſatzvertrag mit Hamburg. 
Die Reichsregierung und der Senat der Freien und Hanſeſtadt 
Hamburg 


vereinbaren unter Vorbehalt der Zuſtimmung ihrer geſetzgebenden Körperſchaften zu dem Staatsvertrage, be⸗ 
treffend den Übergang der Waſſerſtraßen von den Ländern auf das Reich, die nachfolgenden Zuſatzbeſtimmungen: 


Zu 8§ 1. 
1. Die Vertragſchließenden find darüber einig, daß von dem Übergang auf das Reich ausgeſchloſſen ſind: 
a) die zu den hamburgiſchen Häfen gehörenden, in der auf das Reich übergehenden Waſſerſtraße 
befindlichen Anlagen und Einrichtungen, f 
p) die Bauwerften, Bagger und ähnliche 1 und Geräte dieſer Waſſerſtraße, welche für die 
Verwaltung der hamburgiſchen Häfen und der vom Reiche in hamburgiſche Verwaltung zurück 
übertragenen Elbſtrecke (vgl. zu 88 11 und 12) erforderlich ſind. s 
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2. Als Stromgrenzen gelten die im Staatsvertrage zwiſchen Preußen und Hamburg vom 14. November 1908 
(Köhlbrandvertrag) vereinbarten Ausbanlinien und, wo dieſe im Gebiete des Hamburger Hafens fehlen, die 
Linien, zwiſchen denen der Strom von 300 m Breite bei den Elbbrücken auf 370 m Breite bei der Mündung 
des Köhlbrands zunimmt. 

Zu 8 6. 


Mit Rückſicht darauf, daß Hamburg den größten Teil der Koſten für den Ausbau und die Unter- 
haltung ſeiner auf das Reich übergehenden Waſſerſtraße aus laufenden Mitteln beſtritten hat und, ſoweit 
es hierfür Anleihen aufgenommen hat, dieſe ſtark getilgt worden ſind, gewährt das Reich dem Lande Hamburg 
neben der dieſem nach § 6 zuſtehenden Abfindung einen Betrag von 35 Millionen Mark. Auf die Zahlung 
dieſes Betrags finden die Beſtimmungen im § 6 Abf. 3 und § 8 entſprechende Anwendung. 

: Zu §§ 11 und 12. s 

1. Das Reich überträgt die Verwaltung und Unterhaltung des Elblaufs von Ortkathen durch die 
Norderelbe und die Unterelbe bis zu der Blankeneſe gegenüber geplanten Einmündung der alten Süderelbe, 
und zwar einſchließlich der in der Unterelbe vor den preußiſchen Ufern gelegenen Waſſerflächen ſowie des im 
hamburgiſchen Staatsgebiete gelegenen Teiles des Reiherſtiegs auf das Land Hamburg. Hamburg verpflichtet 
ſich, dieſe Stromſtrecke auf ſeine Koſten in ſolchem Zuſtande zu erhalten, daß den jeweils beſtehenden Beſtim⸗ 
mungen und insbeſondere dem Staatsvertrage zwiſchen Preußen und Hamburg vom 14. November 1908 
(Köhlbrandvertrag) in vollem Maße genügt wird. Durch dieſe Beſtimmung wird an den Beſtimmungen 
des Köhlbrandvertrags nichts geändert. Alle Rechte und Pflichten aus dieſem Vertrage bleiben ausdrücklich 
aufrechterhalten. 

2. Das Reich überträgt auf das Land Hamburg die Ausübung der Strom- und Schiffahrtspolizei 
auf der im Abf. 1 bezeichneten Elbſtrecke. Hamburg übernimmt die Koften der Strom- und Schiffahrtspolizei 
und trägt insbeſondere dafür Sorge, daß ein ausreichend breites Fahrwaſſer für die durchgehende Schiffahrt 
offengehalten wird. 5 

3. Das Land Hamburg darf auf der Elbe innerhalb ſeines Staatsgebiets Hafenabgaben erheben. 
Hinſichtlich etwaiger Befahrungsabgaben auf der Elbe bleibt die Tarifhoheit beim Meiche, 

J. Falls in Zukunft die nach Abſ. 1 bis 3 getroffene Regelung die Erfüllung der dem Reiche durch 
die Verfaſſung hinſichtlich der Verwaltung der Waſſerſtraßen überwieſenen Aufgaben beeinträchtigt, jo kann 
das Reich die Vereinbarungen mit zweijähriger Friſt kündigen. Die Kündigung iſt nur für den Schluß des 
Rechnungsjahrs zuläſſig. f N 

Darüber, ob die Vorausſetzungen für das dem Reihe zuſtehende Kündigungsrecht gegeben ſind, 
entſcheidet im Streitfalle der Staatsgerichtshof. 


N Zu §§ 18 und 19. 


Hamburg hat bisher in der Elbe für ein derartiges Fahrwaſſer geſorgt, daß in der Regel die größten 
Seeſchiffe Hamburg unter Ausnutzung des Hochwaſſers erreichen konnten. Das Reich wird das gleiche tun. 
Zunächſt ſoll die Elbe auf eine Tiefe von 10 m bei mittlerem Niedrigwaſſer oberhalb Cuxhaven und von 
11 m unterhalb Cuxhaven gebracht werden, 


Zu 8 30. 


Die Vereinbarungen nach $ 30 finden auch auf die gegenwärligen Zuſatzbeſtimmungen entſprechende 
Anwendung. 


Berlin, den 1921. 
Die Reichsregierung. 
Hamburg, den 1921. 


Der Senat der Freien und Hanſeſtadt Hamburg. 


= Ba, 


Zuſatzvertrag mit Bremen. 
Die Reichsregierung und der Senat der freien Hanſeſtadt 


Bremen 


vereinbaren unter Vorbehalt der Zuſtimmung ihrer geſetzgebenden Körperſchaften zu dem Staatsvertrage, 
betreffend den Übergang der Waſſerſtraßen von den Ländern auf das Reich, die nachfolgenden Zuſatz⸗ 
beſtimmungen: 

Zu §§ 1 und 2. 

1. Das Recht des Landes Bremen auf Waſſerentnahme aus der Weſer und auf Einleitung von Ab- 
wäſſern in die Weſer wird in dem bisherigen Umfang anerkannt mit der Maßgabe, daß für im Strome 
auszuführende Neuanlagen die ſtrompolizeiliche Genehmigung erforderlich iſt. 

2. Das Reich verpflichtet ſich, für alle von Bremen zu verrichtenden waſſerbaulichen Arbeiten die er⸗ 
forderlichen Bagger und ſonſtigen Baugeräte gegen eine dem Selbſtkoſtenpreis entſprechende Entſchädigung 
nach Möglichkeit zur Verfügung a ſtellen. i 

3. Das Reich übernimmt die Offenhaltung der Fahrrinne in den Hafeneingängen bis zur Streichlinie, 
und zwar in der bisher üblichen Breite und in der Tiefe der Sohlenlage des Fluſſes. 

4. Das Eigentum an der Grundfläche des Tonnenhofs verbleibt Bremen. Bremen verpflichtet ſich, 
den jetzigen Platz oder, falls das bremiſche Intereſſe eine Verlegung erforderlich macht, jeweils einen anderen 
gleichwertigen, dem Reiche genehmen Platz unentgeltlich zur Verfügung zu ſtellen. Die Koſten der Verlegung 
gehen in ſolchem Falle zu Laſten Bremens. Dasſelbe gilt von den übrigen Anlagen des Tonnen- un 
Bakenamts und des Lotſenweſens, ſoweit fie auf ſtaatlichem Hafengelände ſtehen. 


a Zu 8.6. a 
1. Mit Rückſicht darauf, daß Bremen dem Reiche einen wertvollen Baggerpark übergibt, der die Koſten 
der Unterhaltungsbaggerungen vermindert, gewährt das Reich dem Lande Bremen neben der dieſem nach 
8 6 zustehenden Abfindung einen mit 4 vom Hundert verzinslichen Betrag von 20 Millionen Mark, welcher 
vom Reiche einbehalten wird. 

2. Das Land Bremen iſt verpflichtet, ſich innerhalb des Zeitraums vom 1. April 1921 bis 31. März 1931 
auf den Betrag von 20 Millionen Mark zuzüglich der Zinſen jeweils den gleichen Betrag aurechnen zu laſſen, 
der vom Reiche für Neubauten für die Unter⸗ und Außenweſer bereitgeſtellt wird. Soweit nach dem 31. März 1931 
noch ein Reſtbetrag vorhanden iſt, wird er dem Lande Bremen zur freien Verfügung überwieſen. 


Zu §§ 18 und 19. 

Bremen hat bisher dauernd an der Vertiefung des Fahrwaſſers von See nach Bremen gearbeitet mit 
dem Ziele, daß das jeweilige Regelfrachtſchiff im Weltverkehr unter Ausnutzung des Hochwaſſers nach und 
von Bremen-Stadt verkehren kann. Das Reich wird das gleiche tun. Zunächſt ſoll 

1. in der Weſer oberhalb Bremerhaven ein Fahrwaſſer hergeſtellt werden, welches für den Verkehr 
von 7 m tiefgehenden Schiffen von Bremen-Stadt nach See in einer Tide ausreicht, 
2. unterhalb Bremerhavens das Fahrwaſſer auf eine Tiefe von 10 m bei mittlerem Niedrigwaſſer 
gebracht werden. . 
Zu 8 30. 5 
1 151 Vereinbarungen nach § 30 finden auch auf die gegenwärtigen Zuſatzbeſtimmungen entſprechende 
Anwendung. 


Berlin, den 1921. 
Die Reichsregierung. 
Bremen, den 1921. 
Der Senat der freien Hanſeſtadt Bremen. 


„ 


Zuſatzvertrag mit Lübeck. 


Die Reichsregierung und der Senat der Freien und Hanſeſtadt 


Lübeck 


vereinbaren unter Vorbehalt der Zuſtimmung ihrer geſetzgebenden Körperſchaften zu dem Staatsvertrage, be⸗ 
treffend den Übergang der Waſſerſtraßen von den Ländern auf das Reich, die nachſtehende Zuſatzbeſtimmung: 


Zu 81. 

Die Vertragſchließenden find darüber einig, daß die Anlagen und Einrichtungen für den Schleppbetrieb 
auf dem Elbe⸗Trave⸗Kanal dem Lande Lübeck vorläufig verbleiben. Das Reich ſtimmt der weiteren Ausübung 
des beſtehenden Schleppmonopolbetriebs zu. 

Dieſe Vereinbarungen gelten zunächſt auf die Dauer von 10 Jahren. Für die Zeit nach dem 31. März 1931 
bleibt anderweite Regelung vorbehalten. 


Berlin, den 1921. 
Die Reichsregierung. 
Lübeck, den 1921. 
| Der Senat der Freien und Hanſeſtadt Lübeck. 
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